
Krankenhausfinanzierung:
Die Parteien positionieren sich

Die Arbeitsgruppe Gesundheit der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag hat im Vorfeld der gesetzlichen
Neujustierung des ordnungspolitischen Rahmens der Krankenhausfinanzierung ab 2009 auf der Grundlage eines von
Dr. Hans Georg Faust erstellten Arbeitspapiers in der zweiten Aprilh�lfte 2008 Positionen zur Krankenhausfinanzie-
rung beschlossen. Das 25 Seiten umfassende Papier enth�lt eine Analyse der Krankenhausentwicklung der letzten 10
Jahre und zieht klare Konsequenzen insbesondere auch f�r den kritischen Bereich der Grundlohnrate. Damit hat die
Unionsfraktion als erste deutlich Position bezogen. Auch im SPD-Pr�sidium und seitens der Bundesgesundheitsmi-
nisterin wurden im Mai anl�sslich des Deutschen �rztetages Signale f�r eine Entlastung der Krankenh�user gesetzt.
F�r Ende Mai waren Abstimmungsgespr�che der Fachpolitiker beider Regierungsfraktionen �ber Inhalte des Gesetz-
gebungsverfahrens zum ordnungspolitischen Rahmen vorgesehen. Mitte Juni stehen im Bundestagsgesundheitsaus-
schuss Antr�ge der Oppositionsparteien zur Reform der Krankenhausfinanzierung zur Diskussion. Mit einem Refe-
rentenentwurf des BMG zum ordnungspolitischen Rahmen der Krankenhausfinanzierung wird im Laufe des Juni ge-
rechnet.

„Aus Sicht der Arbeitsgruppe Gesundheit der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion m�ssen, erg�nzend zu den

Vorschl�gen der Bundesministerin f�r Gesundheit, noch fol-
gende Themenkomplexe im Rahmen einer gesetzlichen Neu-
justierung des ordnungspolitischen Rahmens der Kranken-
hausfinanzierung ab dem Jahr 2009 ber�cksichtigt werden:

nGrundlohnrate,
n Investitionsfinanzierung,
nPreissystem,
n Innovationsfinanzierung und
n Finanzierung der �rztlichen Weiterbildung und Versor-

gungsforschung sowie
nWahlfreiheit, Transparenz und Qualit�t.“

Zum Themenbereich Grundlohnrate

„Die Krankenh�user m�ssen finanziell sachgerecht ausgestat-
tet sein, daher hat eine verbesserte Ber�cksichtigung von nicht
von den Krankenh�usern zu verantwortenden Kostensteige-
rungen, zum Beispiel Tarifentwicklung und Sachkostenindi-
ces, zu erfolgen. Diese Anpassung soll analog der Betriebskos-
tenber�cksichtigung im vertrags�rztlichen Bereich (Ber�ck-
sichtigung der Mehrwertsteuererh�hung 2007, Anpassung
des kalkulatorischen Arztlohnes, Materialkosten, Miete, Ger�-
te, Energiekosten etc.) geschehen. Daher schl�gt die Arbeits-
gruppe Gesundheit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vor,
dass das Statistische Bundesamt einen neuen Preisindex entwi-
ckelt, der die spezifischen Kostenentwicklungen im Gesund-
heitsbereich ad�quat ber�cksichtigt. Dies soll unter anderem
wie folgt erfolgen:

n Ermittlung eines Preisindex durch das Statistische Bundes-
amt f�r Personal- und Sachkosten im Gesundheits- bzw.
Krankenhausbereich.

nBekanntgabe des Preisindex erfolgt zum 15. September des
laufenden Jahres (wie Einnahmenver�nderungsrate).

nDieser Preisindex f�r das laufende Jahr wird zugleich f�r den
Ausgleich f�r die Ver�nderungsrate des aktuellen Jahres he-
rangezogen.

n Ein Ausgleich mit Berichtigung erfolgt f�r 2/3 der Personal-
und Sachkosten.“

In der Langfassung des Papiers der Unionsfraktion wird zu
diesem Punkt unter anderem folgendes ausgef�hrt:

„Eine ver�nderte Berechnung der Budgetsteigerungen ist
zwingend sowohl im DRG-Bereich auf Landesebene zu ber�ck-
sichtigen (entsprechende Gestaltung von § 10 Absatz 4
KHEntgG) sowie in der Bundespflegesatzverordnung auf
Hausebene (§ 6 BPflV). In beiden Bereichen sind die Kosten-
entwicklungen im Gesetz als unumst�ßlicher Ausnahmetatbe-
stand zu definieren.“

Zum Themenbereich Investitionsfinanzierung

„Die CDU/CSU tritt f�r eine transparente, gerechte und effek-
tive Politik ein, die Freiheit schafft und den Verantwortlichen
vor Ort die notwendige unternehmerische Verantwortung zu-
r�ckgibt. Daher ist die Krankenhausinvestitionsf�rderung auf
eine vollkommene neue Grundlage zu stellen. Hierzu sind die
nachfolgenden Grunds�tze zu ber�cksichtigten:

n Investitionsfinanzierung f�r kurzfristige Anlageg�ter �ber
die DRGs.
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nUmstellung der Einzelf�rderung von langfristigen Anlage-
g�tern auf flexibel einsetzbare Pauschalen.

n Einzelf�rderung nur noch bei strukturpolitisch bedeutsa-
men Krankenhausprojekten.

nNutzungsm�glichkeit der Pauschalen f�r Kredite.
n Langfristig Umstellung auf Monistik.“

Zum Thema Krankenhausplanung

Zur Krankenhausplanung heißt es in der Langfassung des
Unionspapiers:

„Die Krankenhausplanung oder Krankenhausbedarfs-
planung entwickelt die bestehende regionale Betten- und
Leistungskapazit�t fort, sodass eine gute station�re Gesund-
heitsversorgung gew�hrleistet ist. In Deutschland liegt die Ver-
antwortung f�r eine angemessene Versorgung mit Kranken-
hausbetten und Krankenhausleistungen bei den L�ndern
(§ 6 KHG). Gesetzliche Grundlage dieser so genannten Landes-
krankenhauspl�ne sind das Krankenhausfinanzierungsgesetz
und landeseigene Krankenhausgesetze.

Die Bundesl�nder haben mittlerweile ihren Widerstand ge-
gen den von Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt vor-
gelegten Entwurf vom 28. Februar 2008 bekannt gegeben. So
hat der CSU-Parteivorsitzende Erwin Huber kundgetan, dass
es nicht sein d�rfe, dass die L�nder ihr Geld ablieferten und
die Krankenkassen dann entscheiden k�nnten, wie es einge-
setzt werde. Die nieders�chsische Gesundheitsministerin
Mechthild Ross-Luttmann (CDU) und der nordrhein-westf�li-
sche Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) �ußer-
ten sich �hnlich. Es k�nne nicht sein, dass Nordrhein-Westfa-
len die Zeche zahle und die Krankenkassen diese Mittel vertei-
len, sagte zum Beispiel Laumann. Und Baden-W�rttembergs
Ministerpr�sident G�nter Oettinger (CDU) sagte, der Vorstoß
ignoriere steuerrechtliche und fiskalische Aspekte, aber auch
die Zust�ndigkeit und Aufgaben der L�nder in der Kranken-
hausfinanzierung. Auch die Berliner Finanzverwaltung lehnte

den Vorstoß des BMG ab, solange es keine klare Regelung f�r
einen Ausgleich f�r die Landeskasse gebe.

Vor diesem Hintergrund sollte im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens zur gesetzlichen Neujustierung des ord-
nungspolitischen Rahmens der Krankenhausfinanzierung
nachfolgende Positionierung zur Krankenhausplanung beson-
ders ber�cksichtigt werden:

nRahmenplanung durch die L�nder mit der Festlegung von
Standorten und medizinischen Fachgebieten.

nAktualisierung je nach Entwicklung der Leistungsspektren.“

Zum Themenbereich Preissystem

Ebenfalls aus der Langfassung des Unionspapiers zitieren wir
die folgende Passage zum Preissystem:

„Der Sachverst�ndigenrat zur Begutachtung der Entwick-
lung im Gesundheitswesen spricht sich in seinem Gutachten
2007 (Kooperation und Verantwortung. Voraussetzungen einer
zielorientierten Gesundheitsversorgung) daf�r aus, das
G-DRG-System als Festpreissystem weiterzuentwickeln und ei-
nen Preiswettbewerb im Rahmen selektiver Vertr�ge zun�chst
lediglich f�r Bereiche der elektiven Leistungen zu erproben.
F�r den Großteil der Krankenhausleistungen soll es bei einem
Festpreissystem auf Basis der Landesbasisfallwerte sowie bei
der kollektivvertraglichen Verhandlungsstruktur und dem
Kontrahierungszwang bleiben.

Im Rahmen von Modellvorhaben gem�ß § 63 i. V. m. § 64
SGB V sollen nach Auffassung der Arbeitsgruppe Gesundheit
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion f�r einen eng begrenzten
Kreis von elektiven Leistungen Erfahrungen mit Einzelvertr�-
gen gesammelt werden. So sollen w�hrend einer vierj�hrigen
Erprobungsphase bis 2012, die wissenschaftlich begleitet wird,
zun�chst drei Indikationen ausgew�hlt und hinsichtlich Leis-
tungs- und Ergebnisqualit�t validiert werden. Es sollte sich da-
bei um allgemeine medizinische Leistungen {Vorschlag: Her-
niotomie – Leistenhernie; Cholecystektomie – Gallenblasen-
entfernung sowie Hysterektomie – Geb�rmutterentfernung)
handeln, die bereits jetzt im Rahmen der Qualit�tssicherung
dokumentiert werden. Spezialleistungen sollten ausscheiden,
da ansonsten Fachkliniken durch diese Regelung �berpropor-
tional profitieren bzw. benachteiligt werden oder sogar kom-
plett ausgeschlossen werden (zum Beispiel Endoprothetik).
Diese Leistungen k�nnen wie bisher �ber integrierte Versor-
gungsvertr�ge vereinbart werden.

Weiterhin sollte gew�hrleistet sein, dass immer beide Ver-
tragspartner von einer Selektivvereinbarung profitieren, um ei-
nem Preisdumping wie im Reha-Bereich entgegen zu wirken.

Dies kann mittels eines Preis-Mengen-Modells erreicht wer-
den. Sollten die Kassen zus�tzliche F�lle an das Krankenhaus
steuern, kann der Preis f�r diese zus�tzlichen Leistungen nied-
riger vereinbart werden. Je mehr zus�tzliche Leistungen an die
Klinik gesteuert werden, umso h�her kann ein Rabatt ausfal-
len. Dabei ist aber auch ein maximaler Rabatt gesetzlich festzu-
schreiben.
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Dar�ber hinaus sind folgende Vorgaben zu treffen:

n Fallzahl der Selektivvertr�ge darf pro Haus im Rahmen der
Pilotphase maximal zum Beispiel 10 Prozent der Gesamtfall-
zahl nicht �berschreiten, um die Kliniken nicht durch Selek-
tivvereinbarungen von den Kassen abh�ngig zu machen;

n keine Finanzierung �bergreifender Leistungen (aus Komple-
ment�rbereichen wie Reha), um einen Mittelabfluss in ande-
re Sektoren zu verhindern. Hierf�r steht das Instrument der
Integrierten Versorgung ad�quat zur Verf�gung;

n es d�rfen nur rein medizinische Inhalte vereinbart werden
(keine Wahlleistungen wie Zeitungen, besseres Zimmer
etc.);

n strikte Qualit�tssicherung;
nBegrenzung auf einzelne Indikationen im Rahmen der Er-

probungsphase bis 2012; wissenschaftliche Begleitung mit
Evaluation (�hnlich fr�heren Modellvorhaben zu Sonderent-
gelten und Fallpauschalen); dies muss von einer unabh�ngi-
gen Institution durchgef�hrt werden;

n nach der �bergangsphase ist im Rahmen einer Arbeitsgrup-
pe unter Leitung des BMG und ggf. des Sachverst�ndigenra-
tes eine Ausweitung auf weitere Indikationen zu pr�fen;

nDefinition einer Mindestvertragslaufzeit, um willk�rliche
Vertragsvergabe mit dem Ziel j�hrlich sinkender Preise zu
verhindern; im Rahmen der Erprobungsphase bis zu deren
Ende.

Anmerkungen:

n auch elektive DRGs enthalten jeweils Notfallkosten.
nWeiterbildung: Fallzahlen werden in einigen Kliniken nicht

erreicht, somit ist zu pr�fen, inwiefern sich Selektivvertr�ge
auf die Facharztweiterbildung auswirken.“

Zum Themenbereich Innovationsfinanzierung

In der Kurzfassung des Unionspapiers heißt es hierzu:
„Da sich die bisher bestehende Regelung der so genannten

Innovationsklausel in der Praxis als zu unflexibel und zu um-
st�ndlich erwiesen hat, sind in § 6 KHEntgG folgende Anpas-
sungen erforderlich:

nAntragsfrist wird flexibilisiert,
n Entscheidung des InEK innerhalb einer kurzen Frist,
n�bernahmem�glichkeit von NUB f�r Kliniken,
nNUB f�r Medizinprodukte verpflichtend zu verhandeln,
nVereinbarung unterj�hrig losgel�st von der Budgetvereinba-

rung.“

Zum Themenbereich Finanzierung der �rztlichen
Weiterbildung

„Gut ausgebildete �rztinnen und �rzte sind das Fundament
einer qualifizierten Versorgung der Patientinnen und Patien-

ten. Die �rztliche Weiterbildung ist essentiell, um die im Studi-
um erworbenen Kenntnisse in die Praxis umzusetzen und eine
zus�tzliche Qualifikation zum Facharzt zu erwerben. Daher ist
es erforderlich, dass durch das InEK oder eine sonstige qualifi-
zierte Institution wissenschaftlich gepr�ft wird, ob die �rztliche
Weiterbildung sach- und kostengerecht durch das bestehende
G-DRG-System erfasst wird.“

Zum Themenbereich Wahlfreiheit, Transparenz
und Qualit�t

„Wahlfreiheit, Transparenz, und Qualit�t, das sind wesentliche
Elemente eines zukunftsf�higen Gesundheitswesens. Im Rah-
men des laufenden Gesetzgebungsverfahrens m�ssen folgen-
de Punkte besonders ber�cksichtigt werden:

nWahlfreiheit der Versicherten.
nWeiterentwicklung des internen Qualit�tsmanagements.
nWeiterentwicklung der Qualit�tsberichte zu der �ffentlich-

keit verst�ndlichen Informationsmaterialien.
nDarlegung der Ergebnisse externer Qualit�tssicherung.
nQualit�tsvergleiche von Krankenh�usern.“

Integrierte Versorgung

„Da die Finanzierung der Integrierten Versorgung (IV) in
§ 140 d SGB V bis 2008 zeitlich befristet ist, sind weitergehende
Vorgaben zur Finanzierung und Weiterentwicklung zur Inte-
grierten Versorgung erforderlich. Dies sollte mit dem Ziel er-
folgen, dass die IV-Versorgung dauerhaft frei von Budgets fi-
nanziert werden kann.“

Versorgungsforschung

„Weil viele Patientinnen und Patienten mit fl�chendeckenden
Problemkrankheiten (Herz-Kreislauferkrankungen, Neoplasi-
en, sonstigen „Wohlstandserkrankungen“) �berwiegend in ih-
rer heimatlichen Umgebung wohnortnah in mittleren bis gro-
ßen Krankenh�usern betreut und versorgt werden, ist es ziel-
f�hrend, dass sowohl Krankenh�user der Grundversorgung als
auch niedergelassene �rztinnen und �rzte verst�rkt zu Versor-
gungsforschung herangezogen werden. Damit diese breite wis-
senschaftliche Basis erfolgreich ausgebaut werden kann, sollte
das BMG im Benehmen mit dem Bundesministerium f�r Bil-
dung und Forschung (BMBF) pr�fen, durch welche gesetzge-
berischen Maßnahmen der Ausbau der Versorgungsforschung
auf breiterer Basis erfolgen kann.“

Die Kurz- und die Langfassung des Arbeitspapiers
der Arbeitsgruppe Gesundheit der CDU/CSU-Fraktion des Bundes-
tages zur gesetzlichen Neujustierung des ordnungspolitischen
Rahmens der Krankenhausfinanzierung ab 2009
k�nnen unter www.unionsfraktion.de eingesehen und
ausgedruckt werden.
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SPD erkennt schwierige Situation der
Krankenh�user

Innerhalb der SPD hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die
finanzielle Situation der Krankenh�user Maßnahmen erfordert.
Ein Beschluss des SPD-Pr�sidiums vom 19. Mai 2008 geht in diese
Richtung. Bei ihrer Rede anl�sslich des 111. Deutschen �rztetages
in Ulm hat Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt am 20. Mai
einen 5-Punkte-Plan zur Verbesserung der Situation der Kranken-
h�user skizziert.

Beschluss des SPD-Pr�sidiums vom 19. Mai 2008 (Auszug)

„Die SPD sieht die schwierige Situation der Besch�ftigten in
vielen Krankenh�usern. Sie tritt daf�r ein, die aktuellen Fi-
nanzprobleme der Krankenh�user zu lindern. Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt wird hierzu Vorschl�ge vorlegen.

Dies ist m�glich, weil sich die lohnbezogenen Einnahmen
der Kassen laufend verbessern. Ein gesetzlicher Mindestlohn,
f�r den die SPD eintritt, w�rde im �brigen diesen Effekt weiter
verst�rken und auch die Einnahmen der gesetzlichen Kassen
um fast 2 Mrd. E verbessern.

Die SPD beauftragt ferner Bundesgesundheitsministerin
Schmidt, Vorschl�ge zu entwickeln, die Situation der Pflegen-

den in den Krankenh�usern zu verbessern, und die Aus- und
Weiterbildung von Krankenschwestern und -pflegern zu unter-
st�tzen.“

5 Punkte zur Verbesserung der Situation
der Krankenh�user

Auszug aus der Rede von Bundesgesundheitsministerin Ulla
Schmidt anl�sslich des 111. Deutschen �rztetags in Ulm

„Die zentrale Herausforderung in der Krankenhauspolitik be-
trifft die Gestaltung des ordnungspolitischen Rahmens f�r die
Finanzierung der Krankenh�user. Wie im ambulanten Bereich
brauchen wir verl�ssliche finanzielle und organisatorische
Rahmenbedingungen mit Handlungsfreir�umen f�r die Kran-
kenh�user. Die �berkommene duale Finanzierung und das bet-
tengenaue Bedarfsplanungssystem mit Kontrahierungszwang
ersticken viele Eigeninitiativen.

Ich bin davon �berzeugt, dass wir eine leistungsf�hige plu-
ralistische Krankenhauslandschaft, die eine wohnartnahe Ver-
sorgung garantiert, nur erhalten k�nnen, wenn wir schrittwei-
se in eine monistische Krankenhausfinanzierung umsteigen
und endlich Wettbewerb zulassen. Ich halte es f�r sinnvoll,
dass es f�r planbare und standardisierbare Leistungen die
M�glichkeit zum Abschluss von Einzelvertr�gen zwischen
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Krankenh�usern und Krankenkassen geben sollte. Ich werde
in den n�chsten Wochen einen Gesetzentwurf zur Gestaltung
des ordnungspolitischen Rahmens der Krankenhausfinanzie-
rung vorlegen. Ich w�rde es sehr begr�ßen, wenn dieser Ent-
wurf die Unterst�tzung der �rzteschaft finden w�rde.

Ich w�rde es im �brigen auch sehr begr�ßen, wenn �rzte-
schaft und Krankenhausgesellschaft gelegentlich die L�nder
deutlicher daran erinnern w�rden, ihren bestehenden Investi-
tionsverpflichtungen auch tats�chlich nachzukommen. Es
geht zu Lasten der medizinischen Versorgung von kranken
Menschen, wenn mit den Fallpauschalen Investitionen statt
�rzte und Pflegekr�fte finanziert werden m�ssen. Im �brigen
finanziert auch Baden-W�rttemberg nur etwa die H�lfte des-
sen, was in den hiesigen Krankenh�usern notwendig w�re.

Der Bund ist bereit, seine Verantwortung zu �bernehmen.
Im Rahmen der M�glichkeiten wollen wir zu einer Linderung
der aktuellen Finanzprobleme der Krankenh�user beitragen:

1. Es deutet sich an, dass schon der bisherige Mechanismus der
Anbindung an die Grundlohnentwicklung im n�chsten Jahr zu
einer gewissen Entspannung f�hren wird. Die lohnbezogenen
Einnahmen der Kassen verbessern sich derzeit deutlich.

2. Der Sparbeitrag der Krankenh�user endet definitiv am
31. Dezember 2008.

3. Der Vorwegabzug von 0,5 Prozent f�r die Integrierte Versor-
gung endet ebenfalls am 31. Dezember 2008. Alle drei Berei-
che zusammen summieren sich bereits auf mehr als eine
Mrd. E.

4. Es ist unbestritten, dass es kein Zur�ck zum alten Selbstkos-
tendeckungsprinzip mit automatischer und voller Weitergabe
von Lohnerh�hungen geben kann. Dies widerspricht dem Fall-
pauschalensystem. Ich stehe auch dazu, dass in Zukunft ver-
tragliche L�sungen die heutige strikte Grundlohnanbindung
abl�sen. Ich weiß aber, dass dies Zeit erfordert. Deshalb werde
ich dem Gesetzgeber vorschlagen, dass bis zu einer vertragli-
chen L�sung ein Anteil der tarifvertraglich vereinbarten Lohn-
und Gehaltssteigerung durch die Kassen finanziert wird. Auch,
um deutlich zu machen, dass wir nach Jahren der Lohnzur�ck-
haltung die vereinbarten Tarifsteigerungen f�r gerecht halten.

Ich weiß aus vielen Besuchen vor Ort, dass die Situation in
vielen H�usern, vor allem beim Pflegepersonal, sehr eng ist.
Deswegen neige ich

5. sehr dazu, ein F�rderprogramm f�r die Neueinstellung von
Pflegekr�ften in den Krankenh�usern aufzulegen. Ich k�nnte
mir ein Programm vorstellen, das nach dem Muster des erfolg-
reichen Programms zur F�rderung innovativer Arbeitszeitmo-
delle in Krankenh�usern gestaltet ist.

Wir werden jedenfalls sehr schnell unsere Vorschl�ge auf den
Tisch legen, um der negativen Entwicklung im Bereich der
Pflege entgegen zu wirken. Und wir werden auch Maßnahmen
vorschlagen, die eine gerechte Finanzierung der Aus- und Wei-

terbildung sicherstellen. Ich bin �berzeugt, dass sich mit die-
sen 5 Punkten die Situation in den Krankenh�usern deutlich
verbessert.“

Kliniken erwarten Refinanzierung der
massiven Kostensteigerungen

„Endlich k�ndigt Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt
an, dass die durch die bestehenden gesetzlichen Reglungen des
Budgetdeckels und des Sanierungsbeitrags entstandenen fi-
nanziellen Belastungen der Krankenh�user durch den Gesetz-
geber zu mindern sind“, so die Reaktion von DKG-Hauptge-
sch�ftsf�hrer Georg Baum auf die Rede von Gesundheitsmi-
nisterin Schmidt beim Ulmer �rztetag. Die Krankenh�user
seien alleine durch die Tarifabschl�sse f�r 2008/2009 die Kran-
kenh�user mit Kostensteigerungen von 4,1 Mrd. E belastet, die
aufgrund der niedrigen Grundlohnrate und die K�rzungen
durch den Gesetzgeber nicht ansatzweise refinanziert sind. Al-
leine f�r die Personalkosten seien wenigstens zus�tzliche Mit-
tel von 3 Mrd. E f�r 2008/2009 n�tig. Auch der ab 2009 plan-
m�ßig wegfallende Sanierungsbeitrag und der von der Ge-
sundheitsministerin angek�ndigte Wegfall der Abgabe f�r die
Integrationsversorgung – und damit die R�cknahme von K�r-
zungen – k�nne dabei nicht als „Kostenentlastung“ gewertet
werden.

Die DKG begr�ßt es ebenfalls, so Georg Baum, dass im
BMG dar�ber nachgedacht werde, den durch den Rationie-
rungsdruck der letzten Jahre entstandenen Personalabbau
durch F�rderprogramme, insbesondere im Pflegebereich, zu
begrenzen. Auch dazu seien zus�tzliche finanzielle Mittel er-
forderlich, die mit den Bedingungen des DRG-Systems, und
dabei insbesondere mit dem Prinzip „Gleicher Preis f�r gleiche
Leistung“, vereinbar sein m�ssten.

Keine Zeit zu verlieren

Die von Bundesgesundheitsministerin Schmidt angek�ndig-
ten finanziellen Hilfen f�r die Krankenh�user m�ssen nach
Ansicht von Dr. Theodor Windhorst, Pr�sident der �rztekam-
mer Westfalen-Lippe, umgehend zur Verf�gung gestellt wer-
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den. Windhorst sagte am Ende des �rztetages in Ulm, die Lage
der Kliniken sei mittlerweile so dramatisch, das man keine Zeit
mehr verlieren d�rfe. „Schmidt muss ihr Versprechen, dass die
Bundesregierung den Krankenh�usern zuk�nftig mehr Geld
zur Verf�gung stellen wird, ganz schnell einl�sen“, forderte
der Kammerpr�sident. Ministerin Schmidt hatte auf dem
Deutschen �rztetag angek�ndigt, dass den Kliniken im kom-
menden Jahr 1 Mrd. E mehr an Finanzmitteln zur Verf�gung
stehen sollten. Mit dieser Zusage habe sie �ffentlich anerkannt,
dass in den Kliniken ein Finanzmangel herrsche. Diesen k�nn-
ten die Krankenh�user nicht mehr l�nger hinnehmen. Mit 1
Mrd. E allein sei das Problem der finanziellen Unterversor-
gung nicht nachhaltig zu l�sen.

�rztetag: Budgetdeckel im
Krankenhausbereich muss wegfallen

F�r eine fl�chendeckende und qualitativ hochwertige medizini-
sche Versorgung muss die Krankenhausfinanzierung auf eine
solide, zukunftsf�hige Grundlage gestellt werden. Das forderte
der 111. Deutsche �rztetag in Ulm. 15 Jahre nach der Einf�h-
rung habe sich das System der gedeckelten Budgets endg�ltig
�berlebt. „Der Budgetdeckel muss daher schnellstens wegfal-
len“, forderten die Delegierten in einem Beschluss zur Neuge-
staltung des ordnungspolitischen Rahmens der Krankenhaus-
planung und -finanzierung ab dem Jahr 2009.

In Anbetracht der Finanzierungsl�cken im station�ren Sektor
sei ein bundesweites Programm n�tig, das neben der Beendi-
gung der gedeckelten Budgets eine realistische Refinanzierung
der Aufgaben erm�gliche, eine sofortige R�cknahme der Sa-
nierungsabgabe an die Krankenkassen beinhalte sowie die In-
vestitionskraft der Krankenh�user st�rke. „Bund und L�nder
sind gemeinsam gefordert, ein solches Programm zu entwi-
ckeln.“

Entschieden setzten sich die Delegierten f�r die Beibehal-
tung der grundgesetzlich verbrieften Krankenhausplanungs-
kompetenz der Bundesl�nder ein. „Die Auswahl von Kliniken
und Fachabteilungen darf auch weiterhin nicht mit einer �ko-
nomisch motivierten Steuerung der Krankenkassen, m�gli-
cherweise mit unerw�nschten pekuni�ren Anreizen f�r be-
treuende �rztinnen und �rzte, verbunden werden“, heißt es
in dem Beschluss. Die Delegierten forderten die Bundesl�nder
auf, ihrer Verpflichtung zur Finanzierung der Krankenhausin-
vestitionen ausreichend nachzukommen.

Dar�ber hinaus wies der �rztetag auf den zunehmenden
Personalabbau in den Krankenh�usern hin. Etwa 50 000
Stellen in der Krankenpflege seien abgebaut worden, auch
qualifizierte medizinisch-technische Berufe seien reduziert
worden. „Dies hat in diesen Berufsgruppen die Arbeitsbelas-
tung f�r die Besch�ftigten so erh�ht, dass die Patienten-
sicherheit immer wieder gef�hrdet wird“, kritisierten die De-
legierten.
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CDU-Politiker Dr. Rolf Koschorrek warnt
vor Kliniksterben

Die prek�re Finanzsituation der Kliniken im Norden verlangt
nach Ansicht des CDU-Politikers Dr. Rolf Koschorrek eine Reak-
tion der Politiker. Der Bundestagsabgeordnete f�rchtet, dass be-
sonders die wirtschaftlich arbeitenden H�user Nachteile erlei-
den. Es bestehe die Gefahr, dass die Bem�hungen der wirtschaft-
lich arbeitenden Krankenh�user konterkariert werden. „Das
d�rfen wir nicht zulassen“, sagte das Mitglied des Bundestagsge-
sundheitsausschusses bei einem Besuch im Klinikum Itzehoe.

Zahnarzt Koschorrek will erreichen, dass die Budgeterh�-
hungen f�r Kliniken nicht l�nger an die Ver�nderung der
Grundlohnsumme gekoppelt sind. Auch der Sanierungsbei-
trag der Kliniken und die Investitionsf�rderung m�ssen nach
seiner Ansicht �berdacht werden.

Grunds�tzlich h�lt Koschorrek eine st�rkere Betonung der
Chancen des Gesundheitsmarktes statt einer reinen Kostenbe-
trachtung f�r notwendig. Unter diesen ge�nderten Vorausset-
zungen h�tten nach seiner Ansicht wirtschaftlich gef�hrte Kli-
niken wie das von ihm besuchte Klinikum Itzehoe gute Chan-
cen, sich weiterzuentwickeln.

Das Haus in Schleswig-Holstein wird nach Angaben von
Verwaltungschef Bernhard Ziegler in diesem Jahr voraussicht-
lich das erste Mal rote Zahlen schreiben, weil Tarifanpassun-
gen und Sachkostensteigerungen nicht mehr ausgeglichen
werden k�nnen. Das Klinikum Itzehoe zahlt bei einem Ge-
samtumsatz von rund 80 Mio. E bislang rund 50 Mio. E f�r
Personal, davon rund 17 Mio. f�r die �rzte.

Unter den bisherigen Bedingungen konnte das kommunale
Haus noch 2 Mio. E Gewinn erwirtschaften, die in die Moder-
nisierung investiert wurden. Die jetzt anstehenden Kostenstei-
gerungen werden das Haus in die roten Zahlen rutschen las-
sen, ohne dass noch Einsparungen m�glich sind, die die Pati-
enten nicht weiter belasten. Zugleich stellte die Klinikleitung
klar, dass sie die Tariferh�hungen f�r unverzichtbar h�lt: „Die
Forderungen der Belegschaft sind in Ordnung.“ Schon jetzt ar-
beitet das Personal nach Auskunft von Unfallchirurg Dr. Hol-

ger D�rr „am Anschlag“. Nach seinen Angaben �berlegen viele
Kollegen, besser dotierte Stellen an anderen Standorten anzu-
nehmen. Versch�rft wird die Arbeitsbelastung, weil Arztpraxen
nicht mehr f�r die gew�nschte Entlastung sorgen k�nnen –
Praxisnachfolger sind schwer zu finden.

(Zitiert nach: �rzte Zeitung 9./10. Mai 2008)

Finanzielle Entlastung der Krankenh�user

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Gesundheitsressorts der L�n-
der empfehlen den Ministerinnen und Ministern, Senatorinnen und
Senatoren f�r Gesundheit der L�nder folgenden Entschluss:

„Die f�r Gesundheit zust�ndigen Ministerinnen und Minister,
Senatorinnen und Senatoren der L�nder bitten die Bundesre-
gierung, die angespannte finanzielle Situation der Kranken-
h�user zu verbessern, indem in einem entsprechenden Gesetz-
gebungsverfahren

1. der durch das GKV-WSG eingef�hrte Sanierungsbeitrag zu-
gunsten der Gesetzlichen Krankenversicherung ab dem 1. Ja-
nuar 2009 aufgehoben wird;

2. die steigenden Kosten der Krankenh�user – insbesondere
aufgrund der j�ngsten Tarifabschl�sse – angemessen finan-
ziert werden.

Begr�ndung:
Die finanzielle Lage der Krankenh�user spitzt sich mehr und

mehr zu.Die j�ngsten Tarifabschl�sse im�ffentlichen Dienstbe-
dingen weitere Mehrkosten, die unter den derzeitigen Rahmen-
bedingungen nicht refinanziert werden k�nnen. Die Kranken-
h�user m�ssen daher dringend finanziell besser gestellt werden.

Durch das GKV-WSG wurden die Krankenh�user zur finan-
ziellen Sanierung der Gesetzlichen Krankenversicherung he-
rangezogen. Insbesondere werden seit 2007 0,5 Prozent des
Rechnungsbetrages abgezogen, wenn gesetzlich Versicherte
behandelt werden. Eine weitere Erhebung ist den Krankenh�u-
sern aufgrund ihrer gestiegenen Kosten nicht zumutbar.
Gleichfalls muss die M�glichkeit geschaffen werden, die Perso-
nalkostensteigerungen bei der Krankenhausverg�tung zu be-
r�cksichtigen. Wird den Krankenh�usern keine M�glichkeit
der Refinanzierung er�ffnet, ist ein weiterer massiver Personal-
abbau in den Krankenh�usern zu bef�rchten, der letztlich die
Patientenversorgung beeintr�chtigt.

Die L�nder halten daran fest, dass auch die Beitragssatzsta-
bilit�t ein wichtiges politisches Ziel bleibt. Die Krankenh�user
haben jedoch durch die seit 1993 bestehende Budgetdeckelung
und die rigiden Spargesetze der letzten Jahre einen erhebli-
chen Beitrag zur Kostend�mpfung im Gesundheitswesen ge-
leistet. Es besteht daher die Gefahr, dass Maßnahmen mit
dem Ziel der Ausgabensenkung der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung gut funktionierende Versorgungsstrukturen im sta-
tion�ren Bereich besch�digen oder zerst�ren werden.“

(81. Gesundheitsministerkonferenz 2008, Amtschefkonferenz
am 7./8. Mai 2008 in Kiel)
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Oppositionsparteien mit Initiativen zur
Krankenhausfinanzierung

Nach der Bundestagsfraktion Die Linke haben auch B�ndnis90/
Die Gr�nen und die FDP eigene Antr�ge zur Krankenhausfinan-
zierung in den Bundestag eingebracht. �ber den Antrag der Frakti-
on Die Linke war bereits am 6. M�rz 2008 im Bundestag debattiert
worden. Die Antr�ge von B�ndnis 90/Die Gr�nen von Ende April
und der FDP aus der ersten Maiwoche werden gemeinsam mit dem
Antrag der Linkspartei am 18. Juni 2008 Gegenstand einer Anh�-
rung des Bundestags-Gesundheitsausschusses sein.

Die Linke: Tarifabschl�sse gegenfinanzieren

Nach Feststellung der Linkspartei in ihrem Antrag vom
5. M�rz 2008 (Bundestags-Drucksache 16/8375) hat die Finan-
zierungsl�cke in den deutschen Krankenh�usern inzwischen
„bedrohliche Ausmaße“ f�r Patienten und Personal angenom-
men. Arbeitsverdichtung durch Stellenabbau, Gehaltsabsen-
kungen durch Notlagentarifvertr�ge, die Befristung von Ar-
beitsverh�ltnissen und die Besch�ftigung von Leiharbeitskr�f-
ten seien „Massenph�nomene“ in den Krankenh�usern
geworden. Ohne die notwendigen Korrekturen versch�rfe die
Bundesregierung den Privatisierungsdruck oder die Schlie-
ßung weiterer Krankenh�user. Durch die zunehmende Schwe-
re der Krankenf�lle steigen nach Meinung der Linkspartei die
Kosten pro Behandlungsfall, ohne dass daf�r die Entgelte ent-
sprechend ansteigen. Gleichzeitg k�men die Bundesl�nder ih-
rer Pflicht zur �bernahme der Investitionskosten nicht nach.
F�r die Krankenh�user baue sich unter diesen Bedingungen
eine fast ausweglose Situation auf, wodurch eine qualifizierte
und fl�chendeckende Versorgung in Frage gestellt werde.

Die Linke erhebt in ihrem Antrag folgende Forderungen:

nDen im GKV-WSG festgelegten Sanierungsbeitrag der Kran-
kenh�user zur Entlastung der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung zur�ckzunehmen,

n die Lohn- und Gehaltsabschl�sse 2008 f�r die Krankenh�u-
ser von der Deckelung auszunehmen und von den Kostentr�-
gern im vollen Umfang gegenfinanzieren zu lassen,

n die Anbindung der Budgetsteigerungen (aktuell 0,64 Pro-
zent) im station�ren Bereich an die Entwicklung der Grund-
lohnsumme auf der Grundlage der Kalkulation des Sch�tzer-
kreises f�r die Grundlohnsummenentwicklung in 2008 auf
1,4 Prozent anzuheben,

n gemeinsam mit den Bundesl�ndern eine Regelung zur Be-
hebung des Investitionsstaus in den Krankenh�usern zu tref-
fen.

B�ndnis 90/Die Gr�nen: Krankenh�user
zukunftsf�hig machen

B�ndnis 90/Die Gr�nen fokussieren ihren Antrag zur Kran-
kenhausfinanzierung vom 29. April 2008 (Bundestagsdrucksa-
che 16/9008) ganz auf die Themen Monistik/Dualistik und
Krankenhausplanung. Angesichts bestehender Meinungsun-
terschiede zwischen Bund und L�ndern sei zu bef�rchten,
dass die Bundesregierung wieder einmal nur eine „kleine Re-
form“ zustande bringe, die weit hinter den Reformnotwendig-
keiten zur�ckbleibe. Mit ihren Forderungen will die Oppositi-
onspartei die Investitionsentscheidungen auf die einzelnen
Krankenhaustr�ger verlagern. Durch eine st�rkere Beteiligung
der Krankenkassen an der Krankenhausplanung sollen �ber-
kapazit�ten abgebaut werden. Langfristig pl�dieren die Gr�nen
unter anderem f�r eine st�rkere Professionalisierung der Kran-
kenhausplanung, etwa durch eine gemeinsam vom Land und
von den Krankenkassen zu tragende „Regulierungsbeh�rde“.
Landeskrankenhausgesellschaften und Patientenvertretungen
sollen „beratend“ beteiligt werden.

B�ndnis 90/Die Gr�nen fordern folgende „Eckpunkte“ ei-
ner Reform der Krankenhausfinanzierung:

1. Die Umstellung der bisherigen Einzelf�rderung von Kran-
kenhausinvestitionen auf eine leistungsbezogene Pauschalf�r-
derung;
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2. die h�lftige Beteiligung der Krankenkassen an der Investiti-
onskostenfinanzierung;

3. die gleichberechtigte Beteiligung der Krankenkassen an der
Krankenhausplanung.

FDP: Verbesserung der Finanzsituation der
Krankenh�user

„Wirtschaftlichkeitsdruck aufzubauen ist das eine, ruin�se Un-
terdeckung gesetzlich zu verantworten aber etwas ganz ande-
res.“ So heißt es unter anderem im Antrag der FDP-Bundes-
tagsfraktion vom 6. Mai 2008 (Bundestags-Drucksache 16/
9057). Die Politik d�rfe nicht riskieren, dass �ber eine gleicher-
maßen f�r alle Krankenh�user geltende Deckelung versor-
gungsnotwendige Abteilungen in Gefahr geraten, Patienten
abgewiesen oder unzureichend behandelt w�rden. Wie die
Linkspartei nimmt auch die FDP detailliert die aktuellen Tarif-
und Kostensteigerungen zum Anlass, um konkrete Schritte
zur Entlastung der Krankenh�user zu fordern. Kernpunkte
sind unter anderem die Abschaffung der gesetzlichen Budge-
tierung, aber auch der �bergang zur monistischen Finanzie-
rung:

Die FDP fordert einen Gesetzentwurf, der folgende �nde-
rungen vornimmt:

nDie Regelung, bei gesetzlich krankenversicherten Personen
ein Abschlag in H�he von 0,5 Prozent des Rechnungsbetra-
ges bei den Krankenhausrechnungen vorzunehmen und auf
der Rechnung des Krankenhauses auszuweisen (Sanie-
rungsbeitrag), entf�llt mit der Wirkung ab 1. Januar 2008;

n f�r das Jahr 2008 wird die M�glichkeit geschaffen, dass die
Vertragspartner in den F�llen die gesetzlich vorgegebene ma-
ximale Steigerungsrate der Budgets �berschreiten k�nnen,
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in denen sie einen Ausgleich f�r h�here L�hne und Geh�lter
f�r erforderlich halten;

n es wird klargestellt, dass ab 2009 die Verhandlungspartner
ohne gesetzliche Budgetierung die M�glichkeit haben, die
Entwicklung der Krankenhausverg�tungen an der Entwick-
lung des Krankheitsgeschehens auszurichten und nicht an
gesetzlich starr vorgegebenen Raten der Grundlohnentwick-
lung;

n �ber einen stufenweisen �bergang zur monistischen Finan-
zierung werden Unwirtschaftlichkeiten durch unterbleiben-
de Investitionen beseitigt.

Zeitplan

F�r das im Bundesrat zustimmungbed�rftige Gesetzgebungsverfah-
ren zum ordnungspolitischen Rahmen der Krankenhausfinanzie-
rung 2009 ist der folgende Zeitplan m�glich:

nVorlage des Referentenentwurfs Mai/Juni 2008
nZuleitung der Kabinettsvorlage an das Bundeskanzleramt

sp�testens 21. Juli 2008
nKabinettsbeschluss sp�testens 30. Juli 2008
n 1. Durchgang Bundesrat 19. September 2008
nKabinettsbeschluss �ber Gegen�ußerung 24. September

2008
n 1. Lesung Bundestag 25. September 2008
nBT-Ausschuss-Gesundheit (Beschlussfassung �ber Anh�-

rung) 24. September 2008 (Vorratsbeschluss), Alternativ:
Sondersitzung 25. September 2008 nach Plenum

nBT-Ausschuss-Gesundheit (Einf�hrung) 8. Oktober 2008
nBT-Ausschuss-Gesundheit (�ffentliche Anh�rung) 8. Okto-

ber 2008
nBT-Ausschuss-Gesundheit (Beratung) 15. Oktober 2008,

5. November 2008 12. November 2008, (Beratung und Ab-
schluss)

n 2./3. Lesung Bundestag 14. November 2008
n 2. Durchgang Bundesrat 28. November 2008 (Fristverk�r-

zung erforderlich!)
n Inkrafttreten 1. Januar 2009

Nichtbeanstandung des BMG zur G-BA-
Konkretisierung „Onkologische
Erkrankungen“

Am 13. Mai 2008 hat das Bundesgesundheitsministerium mit-
geteilt, dass der Beschluss des G-BA gem�ß § 91 Absatz 4
SGB V vom 17. Januar 2008 zur Konkretisierung der Onkologi-
schen Erkrankungen in Anlage 3 der Richtlinie „Ambulante
Behandlung nach § 116 b SGB V“ nicht beanstandet wird.
Dies ist, wie die DKG in einem Rundschreiben feststellte, inso-
fern bedauerlich, da insbesondere die Forderung nach der obli-
gaten Einbindung eines internistischen H�mato-Onkologen in
die Patientenbetreuung sowie die in der Konkretisierung fest-
gelegten Mindestbehandlungszahlen hohe H�rden f�r Kran-
kenh�user darstellen, die an der Erbringung der ambulanten
Behandlung im Krankenhaus nach § 116 b SGB V f�r ihre on-
kologischen Patienten interessiert sind. Diese und weitere strit-
tige Punkte wurden bereits w�hrend der Verhandlungen im G-
BA von Seiten der DKG vehement kritisiert sowie auch in Stel-
lungnahmen dem BMG mitgeteilt. Bedauerlicherweise konn-
ten jedoch zu diesen Punkten keine Beanstandung oder Maß-
gaben bei Nichtbeanstandung herbeigef�hrt werden. Der Be-
schluss tritt daher nach Ver�ffentlichung im Bundesanzeiger
in Kraft.

Gleichwohl ist aber auch darauf hinzuweisen, dass den Kran-
kenh�usern, welche die Anforderungen erf�llen k�nnen, ein
breites Indikations- und Leistungsspektrum zur ambulanten
Erbringung offen steht. F�r die festgelegten Mindestmengen
gelten im �brigen nach § 6 Absatz 4 der Richtlinie Ausnah-
men, außerdem wurde f�r die Behandlung von Kindern keine
Mindestmenge festgelegt. Zudem ist zu hoffen, dass mit In-
krafttreten der Konkretisierung „Onkologische Erkrankungen“
Bewegung in die Pr�fung und Bescheidung der den zust�ndi-
gen Landeskrankenhausplanungsbeh�rden vorliegenden An-
tr�ge in diesem Bereich kommt.
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